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FIAN ist die internationale 
Menschenrechtsorganisation für 
das Recht auf Nahrung.

Mit freundlicher Unterstützung der Österreichischen Entwicklungszusam-
menarbeit. Für den Inhalt sind allein die Herausgeber verantwortlich. 
Der Inhalt kann in keiner Weise als Standpunkt der Österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit angesehen werden.

Mann, jede Frau und jedes Kind (...) jederzeit physisch oder 
wirtschaftlich Zugang zu angemessener Nahrung oder Mitteln zu 
ihrer Beschaffung hat.“ Ein Kernelement des Rechts auf Nahrung 
ist es, sich durch den Anbau von Nahrungsmitteln und den Ver-
kauf landwirtschaftlicher Produkte vom eigenen Land ernähren 
zu können. Staaten sind durch das Völkerrecht verpflichtet, das 
Recht auf Nahrung zu gewährleisten. Allerdings schaffen viele 
Staaten, die diese menschenrechtlichen Verpflichtungen haben, 
allzu oft die nötigen investorenfreundlichen Rahmenbedingungen 
für Land Grabbing.

Menschenrechte haben Vorrang

Viele der Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang 
mit Land Grabbing haben ihren Ursprung weit entfernt von dem 
Ort, an dem sie stattfinden. Die Verwirklichung der Menschen- 
rechte ist gerade auch von Handlungen von Staaten, inter-         
nationalen Organisationen und privaten Akteuren außerhalb 
des betroffenen nationalen Territoriums abhängig. Angesichts 
dieser Herausforderungen gewinnen extraterritoriale menschen-
rechtliche Staatenpflichten (ETOs) immer mehr an Bedeutung, 
insbesondere in den Bereichen Entwicklungszusammenarbeit, 
Handel und Investitionen und der Regulierung von Konzernen. 
ETOs sind menVerpflichtungen von Staaten gegenüber Perso-
nen außerhalb ihres Territoriums. ETOs können als „Missing 
Link“ im Menschenrechtssystem verstanden werden, indem sie 
eine Rechtsgrundlage für unsere globalisierte Welt bereitstellen. 
Europäische Regierungen sind demnach menschenrechtlich 
verpflichtet: die Auslandsaktivitäten ihrer Agrarunternehmen zu 
regulieren; Handelsabkommen oder Entscheidungen über En-
ergiepolitik vor der Verabschiedung einer menschenrechtlichen 
Folgeabschätzung zu unterziehen; in der Entwicklungszusam-
menarbeit konsequent marginalisierte Gruppen wie kleine 
Lebensmittelproduzent_innen und ländliche Armutsgruppen ins 
Zentrum der Politikgestaltung zu stellen.

Land Grabbing gefährdet und verletzt das Menschenrecht 
auf Nahrung und Wasser und untergräbt die Möglichkeit der 
betroffenen Menschen, sich einen angemessenen und menschen-
würdigen Lebensstandard aufzubauen. Regierungen haben die 
Pflicht sicherzustellen, dass diese Rechte nicht durch Landdeals 
beschnitten werden. 

FIAN benennt die Verantwortlichen für 
Land Grabbing - auch hier in Österreich 
und der EU - und unterstützt die Betrof- 
fenen dabei, ihre Rechte einzufordern. 
FIAN fordert die Staatengemeinschaft auf, 
Land Grabbing zu verhindern und so ihrer 
Verpflichtung nachzukommen, das Recht 
auf Nahrung der Bevölkerung zu respek-
tieren und zu schützen. Land spielt eine 
essentielle Rolle bei der Erfüllung grund- 
legender Menschenrechte wie dem           
Recht auf Nahrung, Wohnung, Wasser 
oder Arbeit. Es ist höchste Zeit, den Zu-
gang zu Land mehr zu schützen - durch 
die volle Anerkennung von Land als ein 
Menschenrecht.



Investitionen in den Hunger 

Ländlichen Gemeinden wurde in den letzten Jahren regel-     
recht der Boden unter den Füßen weggezogen. Der Kampf um 
Land hat eine neue Dimension erreicht: Land Grabbing beschreibt 
eine Entwicklung, in der sich private und staatliche Akteure (trans-      
nationale Konzerne, Banken, Pensionskassen, nationale Eliten usw.) 
Landflächen von Millionen Hektar sichern. Der lokalen Bevölker- 
ung wird die Möglichkeit Nahrung für sich selbst und den Verkauf 
anzubauen genommen und damit ihr Menschenrecht auf Nahrung 
verletzt. Abgeschlossene Verträge laufen über mehrere Jahrzehnte – 
mit verheerenden Auswirkungen für zukünftige Generationen.

Durch die großflächigen Landnahmen wird die traditionelle 
Landnutzung hin zu einer umweltzerstörenden, kapitalintensiven 
und industriellen Produktion in Monokulturen verschoben, welche 
die globalen Märkte mit billigen Nahrungsmitteln, Agrartreibstoffen 
und anderen Agrarrohstoffen versorgt. Hinter den Landnahmen 
verbirgt sich oft die dominante Erzählung, dass die angeeigneten 
Flächen „ungenutzt“ sind und „leer“ stehen. Allerdings werden die 
Landflächen in den meisten Fällen von der ansässigen Bevölkerung 
auf verschiedene Art und Weise für ihren Lebensunterhalt genützt. 
Durch Land Grabbing nimmt die Konzentration von Land in den 
Händen weniger zu. Der fehlende - etwa bei Landlosen - bzw. der 
eingeschränkte Zugang zu Land ist eine der Hauptursachen für 
Hunger. Umverteilende Agrarreformen sind nötig, um diese Ur-   
sache zu beseitigen. Darunter wird die Änderung von Eigentums- 
und Nutzungsrechten an Boden mit dem Ziel einer sozial verträg- 
lichen, gerechteren Verteilung des Landbesitzes verstanden.

Land Grabbing: Kein gänzlich neues Phänomen

Der neueste Wettlauf um Land und damit verknüpfte Res-
sourcen wie Wasser hat seine spezifischen Merkmale, wie etwa die 
rasante Landkonzentration, neue Akteure oder die voranschreitende 
Finanzialisierung der Natur. Darunter ist zu verstehen, dass die 
Natur vermehrt unter dem Deckmantel der „grünen“ Ökonomie 
in wirtschaftlichen Kategorien wertgeschätzt und damit zur Ware 
gemacht wird. Land gilt heutzutage beispielsweise als lukrative 
Finanzanlage. Generell müssen die Landnahmen im Kontext und 
als Reaktion auf die multiple globale Krise gesehen werden: der 
Klimakrise, der Ernährungskrise, der Energiekrise und der Finanz-
krise. 

Sierra Leone: Agrosprit für Europa

Um der Energiekrise zu begegnen und die Abhängigkeit 
Europas vom Erdöl zu reduzieren, setzt die EU auf den Anbau 
von Agrartreibstoffen. Nur gibt es, um den europäischen Bedarf 
zu decken, schlichtweg zu wenig Land in Europa. Somit befeuert 
die europäische Agrartreibstoff-Politik Land Grabbing. Für das 
Addax-Agrosprit-Projekt in Sierra Leone werden riesige Land-
flächen für mehrere Jahrzehnte verpachtet. Das dort von dem 
Schweizer Unternehmen im großen Stil gepflanzte Zuckerrohr 
wird in Bioethanol verwandelt, in erster Linie, um die Nachfrage 
in Europa zu befriedigen. Der Verlust von Zugang zu Land hat 
gravierende Folgen für die Ernährungssituation der Landbevölk-     
erung. Das Projekt gefährdet das Menschenrecht auf Wasser, 
da in den Trockenmonaten über ein Viertel des Flusswassers 
abgezweigt werden soll - ohne Rücksichtnahme auf die Menschen 
flussabwärts. Über den Emerging Africa Infrastructure Fund 
(EAIF) erhielt das Unternehmen hohe Summen Entwicklungs-
gelder – auch aus Österreich. 

Kambodscha: Bitterer Zucker 

In Kambodscha werden tausende Familien von ihren Feldern 
und aus ihren Häusern vertrieben. Ihre Menschenrechte auf 
Nahrung, auf Wohnen und auf Wasser werden dabei verletzt. 
Die machthabende Elite des Landes plündert zusammen mit 
ausländischen Investoren das Land. Die Zuckerindustrie nimmt 
hier eine Schlüsselrolle ein und hat sich in wenigen Jahren 
etwa 100.000 Hektar Land angeeignet. Der auf dem geraubten 
Land produzierte Zucker wird auch in die EU exportiert. Die         
Zuckerkonzerne nützen die massiven ökonomischen Anreize der 
Handelsinitiative „Alles außer Waffen” (EBA) der Europäischen 
Union, die den zollfreien Zugang zum EU-Markt erlaubt. Die 
Europäische Kommission weigert sich die Menschenrechtsver-
letzungen zu untersuchen.

Die landlosen und landarmen Bäuer_innen in den Ländern 
des globalen Südens stellen den Großteil der unterernährten Men-
schen dar. Was sie brauchen, ist vor allem ein Stück Land, von 
dem sie sich selbst und in Würde ernähren können. Das Recht auf 
Nahrung ist als Menschenrecht in Artikel 11 des Internationalen 
Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte völker-
rechtlich verankert. Es gilt dann als verwirklicht, wenn „jeder 

Uganda: Coffee to go!

In frühen Studien zu Land Grabbing wurden staatliche und 
private Investoren aus Indien, Saudi-Arabien oder China als 
Hauptakteure identifiziert. Es wird aber immer deutlicher, dass 
auch viele europäische Länder eine treibende Kraft im globalen 
Landrausch sind. Dutzende europäische Privatunternehmen eignen 
sich Landflächen im globalen Süden an. Im August 2001 vertrieb 
die ugandische Armee mehr als 2.000 Menschen aus vier Dörfern 
im Bezirk Mubende, weil die Regierung deren Land an die Kaweri 
Kaffee-Plantage verpachtet hat. Die Errichtung großflächiger Planta-
gen wird im ugandischen Strategieplan für die Modernisierung des 
Landwirtschaftssektors als zentrales Instrument angeführt. Kaweri 
ist eine Tochterfirma der Neumann Kaffee Gruppe in Hamburg. Bis 
heute wurden die Vertriebenen nicht entschädigt. Doch sie fordern 
ihre Rechte ein.

Mosambik: Fonds schüren Land Grabbing

Viele europäische Pensionsfonds erwirtschaften Rendite auf 
Kosten bäuerlicher Familien. In Mosambik zerstören von europä-   
ischen Trägern finanzierte Baumplantagen die Lebensgrundlage von 
kleinbäuerlichen Gemeinschaften. In der Provinz Niassa wollen sechs 
Firmen auf einem Gebiet von 550.000 Hektar unter anderem Pinien 
und Eukalyptus anpflanzen. Eine dieser Firmen ist Chikweti Forests 
of Niassa, eine Tochter des schwedischen Global Solidarity Forest 
Fund (GSFF). Die lokale bäuerliche Bevölkerung hat den Zugang zu 
ihrem Ackerland und zum ursprünglichen Wald verloren. Die von 
Chikweti versprochenen neuen Jobs sind rar, unsicher und schlecht 
bezahlt. 


